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Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Wann wird die Bundesregierung dem Ersuchen des Deutschen 
Bundestages aut baldmöglichste Vorlage des Entwurfs eines 
Tierschutzgesetzes entsprechen? 


Im Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sind die vorbereitenden Arbeiten für die Neugestal- 
tung des Tierschutzrechtes seit längerem in vollem Gange. 
Sachverständigengremien sind mit der Beratung von Einzel- 
fragen befaßt. Der Beirat für Tierschutz beim Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wird in seiner 
nächsten Sitzung — Anfang Mai d. J. — einen ersten Entwurf 
eines Tierschutzgesetzes erörtern. Die Arbeiten werden zügig 
fortgeführt. Die Bundesregierung ist bemüht, dem Deutschen 
Bundestag nach Schaffung der notwendigen verfassungsrecht- 
lichen Grundlagen den Entwurf eines Tierschutzgesetzes alsbald 
vorzulegen. Auf meine Ausführungen im Bulletin vom 26. März 
1970 S. 413 wird hingewiesen. 


2. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung „eine umfassen- 
de Bundeszuständigkeit für das Tierschutzwesen" diesem Ent- 
wurf zugrunde zu legen? 


Die Bundesregierung wird den gesetzgebenden Körperschaften 
in Kürze den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grund- 
gesetzes zuleiten, durch den die Gesetzgebungskompetenz des 
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Bundes um das Sachgebiet Tierschutz erweitert werden soll. 
Durch Einfügung dieses Sachgebietes in den Katalog des Arti- 
kels 74 Nr. 20 des Grundgesetzes würde die vom Deutschen 
Bundestag angestrebte umfassende Bundeszuständigkeit für das 
Tierschutzwesen geschaffen werden. 


3. Welchen Stand haben die „Bestrebungen zur Schaffung einer 
Europäischen Tierschutzkonvention" erreicht? 

Die Bundesregierung ist über Initiativen des Europarates zur 
Schaffung einer Europäischen Tierschutzkonvention bisher nicht 
unterrichtet worden; auch sind ihr derartige Bestrebungen nicht 
bekannt. 


4. In welcher Weise hat die Bundesregierung diese Bestrebungen 
„nachdrücklich" unterstützt? 


Die deutsche Vertretung beim Europarat ist angewiesen, alle 
Initiativen auf dem Gebiet der Intensivhaltung von Tieren so- 
wie die Errichtung eines Komitees für Tierschutz soweit wie 
möglich nach Kräften zu unterstützen. 


Ertl 



